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Förderkennzeichen: 01IO2106B 

Zuwendungsempfänger: Leibniz-Institut für Neue Materialien gemeinnützige GmbH 

Vorhaben: Verbundvorhaben InnoLeit - Innovationen in den Markt begleiten - Teilvorhaben: 

Transferprozess von Materialien und Verfahren in Produktinnovationen 

Teil I Kurzbericht 
Ursprüngliche Aufgabenstellung  
Ziel des Vorhabens ist es, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen dabei zu unterstützen, neue 
Wege für eine wirtschaŌliche Nutzung von Forschungsergebnissen zu entwickeln. Die Begleitung von 
Forschungsergebnissen in die wirtschaŌliche Nutzung ist noch immer von rechtlich-organisatorischen 
Unklarheiten und Grenzen beschränkt. Das angestrebte Ergebnis ist die Entwicklung von Methoden um 
die gegenwärƟgen rechtlichen Rahmenbedingungen besser zu nutzen und zu gestalten. Ziel ist es, die 
Transferhandlungsfähigkeit und -sicherheit der beteiligten außeruniversitären Forschungszentren zu 
erhöhen, indem sie über Wissen verfügen, wie weit sie als Forschungspartner Transfer in den Markt 
begleiten dürfen. GleichzeiƟg soll der KooperaƟonspartner als Transferempfänger unterstütz werden, 
InnovaƟonen leichter aufnehmen zu können und im Anschluss selbst marktreif zu machen. 

WissenschaŌlicher und technischer Stand vor dem Projekt 
In den vier teilnehmenden InsƟtuten sind bereits Transferstrukturen etabliert, an welche innerhalb des 
Projektes angegliedert werden soll.  

Am FBH wurden bereits Forschungsergebnisse durch Prototypenbau weiterentwickelt, so dass ein Test 
in der zukünŌigen Anwendung möglich ist. Forschende werden bei der Entwicklung und Pflege von 
Technologienetzwerken unterstützt 

Am FBH werden wissenschaŌliche Ergebnisse bereits als Demonstratoren aufgebaut, um potenziellen 
Anwendern eine Vorstellung von der Praxistauglichkeit der Technologie zu vermiƩeln. Hier bestehen 
jedoch erhebliche Unsicherheiten bei den rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen. 

Am IOM dient das ApplikaƟonszentrum als Plaƪorm zum effizienten und nachhalƟgen Transfer 
strahlenbasierter Hochtechnologien. Die neu entwickelten Technologien werden auf ihre 
Praxistauglichkeit im Pilotmaßstab erprobt. 

Am INM schließlich wurde das InnovaƟonszentrum gegründet, welches mit seiner Infrastruktur das Up-
Scalen von Materialsynthesen und deren ApplikaƟon bis hin zum Pilotmaßstab ermöglicht. 

Die derzeiƟgen rechtlichen Rahmenbedingungen, wie z.B. HaŌung, Gemeinnützigkeit, Gewährleistung, 
Fördermöglichkeiten etc. führt zu Verwertungs- und KooperaƟonshemmnissen im Transfer. In den 
Leibniz-Forschungseinrichtungen ist bisher kein insƟtutsübergreifender Ansatz vorhanden. 
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Ablauf des Vorhabens 
Die Aufgabe des INM in der ersten Phase des Projektes bestand im Wesentlichen aus zwei Teilaspekten. 
Zum einen stand die Auswertung der auf eine InnovaƟon abzielenden Industrieprojekte der 
vergangenen 10 Jahre im Fokus.  Zum anderen wurden Erwartungshaltungen zu aktuellen 
Industrieprojektanbahnungen näher in Augenschein genommen.  

Grundlage für die Untersuchung der vergangenen Projekte war eine Analyse der bestehenden INM 
Projekt-Datenbank. Der Focus lag auf Projekten, welche abgebrochen wurden, bevor der 
InnovaƟonstransfer abgeschlossen war. Des Weiteren gab es solche mit demselben Projektpartner, 
wobei mehrfach bereitgestellte Muster als Anfang einer ProdukƟon gesehen wurden, welche dann 
aufgrund der Rahmenbedingungen des INM beendet werden musste. Die Aufarbeitung erfolgte durch 
Gespräche und Nachfragen beim ehemaligen Projektpartner als auch bei den beteiligten 
WissenschaŌlern des INM miƩels eines Fragebogens, der vom FBH erstellt, und durch das INM-Team 
auf die Begebenheiten des INM angepasst wurde. 

Die Gespräche mit den Industriepartnern zeigten, dass ein Inverkehrbringen für eine Testung 
potenzieller InnovaƟonen, auch eventuell außerhalb des Werkgeländes, nicht zu vermeiden ist. Dies 
wirŌ die Frage auf, inwieweit das INM laut ProdukthaŌungsgesetz belangt werden kann, wenn das 
Produkt Schäden an Objekten oder Personen verursacht. Das InsƟtut kann sich als gGmbH nicht gegen 
solche Fälle versichern und in der Satzung ist die PilotprodukƟon nicht verankert. Basierend auf den 
Randbedingungen, dass Ansprüche aus der ProdukthaŌung gegen ein InsƟtut streng zu vermeiden sind 
und die Notwendigkeit der Industriepartner besteht, InnovaƟonen im Markt zu testen, wurde eine 
jurisƟsche Stellungnahme in AuŌrag gegeben. Die jurisƟsche Recherche ergab, dass die HaŌung des 
INM vor allem von zwei Kriterien abhängt, welche zusammen erfüllt sein müssen: 

1. gilt das INM als Hersteller des Produktes und, 
2. wurde dieses vom INM zum Vertrieb mit wirtschaŌlichem Zweck hergestellt 

Es gilt, dass das INM Hersteller ist, wenn Mitarbeiter in irgendeiner Form am ProdukƟonsprozess 
beteiligt sind. Dies bedeutet, dass das INM an den Industriepartner Maschinen des INM vermieten 
kann, so dass dieser mit eingewiesenen eigenen Mitarbeitern das Produkt auf den INM-Geräten 
herstellen kann. Da der ProdukƟonsprozess durch INM fremde Mitarbeiter bewerkstelligt wird, ist das 
InsƟtut vollständig aus dem HaŌungsanspruch, resulƟerend aus der ProdukthaŌung, ausgenommen. 

WichƟg ist die Erkenntnis, dass unabhängig von der materiellen HaŌungsfrage, in keinem Falle 
Ansprüche aus der Verletzung von Leib und Leben vertraglich auszuschließen ist. Insofern ist das 
Testen von durch ein InsƟtut hergestellten InnovaƟonen, die zum Verbleib außerhalb des Labors 
besƟmmt sind, immer hinsichtlich eines möglichen Risikos abzuwägen!  

Es wurden drei Fälle im Rahmen einer Projektrecherche, aus drei Programmbereichen exemplarisch 
näher untersucht. In zwei Fällen konnte ein Transfer der vom INM entwickelten InnovaƟon in die 
ProdukƟon nicht erfolgen, da das INM den Herstellungsprozess aufgrund der Satzungsstruktur nicht 
selbst übernehmen konnte und die ProdukƟon für einen DriƩen aufgrund der geringen Stückzahlen 
nicht lukraƟv war. Im driƩen Fall war das Produkt zusätzlich aufgrund von medizintechnischen 
Herstellungsauflagen nicht geeignet, um vom INM weitergeführt zu werden. 

Grundlegende Überlegungen bzgl. AuŌragsforschung im Spannungsfeld der Gemeinnützigkeit wurden 
in Arbeitspaket 2 an den Anfang gestellt. Im Unionsrahmen der EU ist AuŌragsforschung grundsätzlich 
erlaubt, allerdings muss dies in der Satzung verankert sein, was eine Änderung des 
GesellschaŌervertrages des INM notwendig macht. 
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Erstrebtes Ziel des Projektes InnoLeit ist die Feststellung der MarkƩauglichkeit von markƞähigen 
Testprodukten, damit FehlinvesƟƟonen bei den industriellen Partnern vermieden werden können. Wie 
schon erwähnt ist dabei besonders das ProdukthaŌungsgesetz zu beachten. Es wurde durch den 
Rechtsbeistand recherchiert, dass der Hersteller haŌbar ist, sobald das Testprodukt das Werksgelände 
verlässt, sei es auch nur um eine begrenzte Anzahl von Proben an den Kunden weiterzugeben.  

Zusammenfassend ist zu sagen: sofern das Produkt nicht nur im Rahmen einer Studie oder für die 
Pilotphase geferƟgt wird, ist streng darauf zu achten, dass Mitarbeiter des INM nicht an der Herstellung 
beteiligt sind, auch nicht beratend. Lediglich die Wartung der Maschine und die Erklärung der 
FunkƟonen vor ProdukƟonsaufnahme ist vertretbar, um von Schadensersatzansprüchen infolge einer 
ProdukthaŌung möglichst gut geschützt zu sein. 

Als neuer Verwertungsweg zeichnete sich ab, dass die Herstellung der Pilotserie auf insƟtutseigenen 
Anlagen durch den Verwertungspartner möglich ist. Je nach Vorkenntnissen der Bediener werden diese 
ihrem Kenntnistand entsprechend eingewiesen, so dass eine selbständige Bedienung durch Angestellte 
des Verwertungspartners erfolgen kann und das INM nicht am ProdukƟonsprozess beteiligt ist. 

Eine weitere Rechtsunsicherheit, welche im Rahmen des Projektes näher beleuchtet wurde, waren 
Probleme bei der Verwendung von Instrumenten und Ausrüstung bei staatlich geförderten Vorhaben 
von ForschungsinsƟtuten. Diese ProblemaƟk betriŏ das INM und ebenso das IOM. Gemäß ihrer 
Satzung finanzieren sich das INM und das IOM aus Zuschüssen und Spenden.  

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine Vermietung von geförderten Räumlichkeiten und 
Equipment im Zusammenhang mit ForschungsauŌrägen stehen muss. Die Vermietung der Anlage muss 
einem Forschungszweck dienen und diesen vorantreiben. Die Nutzung erfolgt im Einklang mit der 
Satzung des InsƟtutes und die Mieteinnahmen müssen im ortsüblichen Rahmen sein. 

Eine Veräußerung der subvenƟonierten Anlage ist nach der KalkulaƟon des Zeitwertes möglich, wenn 
diese kompleƩ abgeschrieben ist. Ist die Anlage noch im Bewilligungszeitraum und soll veräußert 
werden, kann nach ErmiƩlung des Restwertes die Rückzahlung dieses Betrages an die FörderinsƟtuƟon 
erfolgen. Voraussetzung ist, dass der Geldgeber vorab über den geplanten Verkauf informiert wird und 
damit einverstanden ist. 

Nach Prüfung der Rechtslage ist die Satzung des INM die Hauptschwierigkeit auf dem Wege zur 
Herstellung einer begrenzten Anzahl von Proben zur MarkƩestung. Im einem, vom Rechtsbeistand des 
INM erstellten, Gutachten wird die Gemeinnützigkeit des InsƟtutes im Ganzen durch AuŌragsforschung 
nicht infrage gestellt. Nach dem europäischen Unionsrahmen besteht grundsätzlich die Möglichkeit, 
als Teil der AuŌragsforschung bei der experimentellen Entwicklung neuer oder verbesserter Produkte, 
Verfahren oder Dienstleistungen mitzuwirken, ohne dass dies zu einer WeƩbewerbsverzerrung führen 
würde.  

Die Satzung des INM ist demgegenüber wesentlich enger gefasst. Eine experimentelle Entwicklung 
neuer oder verbesserter Produkte ist vom Zweck der GesellschaŌ nicht vorgesehen. Um diese 
Möglichkeit der Herstellung von Testprodukten den WirtschaŌspartnern anzubieten, wäre es 
notwendig, die Satzung in diesem Punkte abzuändern. Es wäre hilfreich, die experimentelle 
Entwicklung neuer oder verbesserter Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen in den 
GesellschaŌervertrag mit aufzunehmen. 

Bis zur Änderung der Satzung kann eine Begleitung von Unternehmen beim Wissenstransfer, durch 
Herstellung von Prototypen und Testprodukten, durch das INM selbst nur im Rahmen von konkreten 
Sonderfällen angeboten werden. 



Förderkennzeichen: 01IO21006B 

 

4 
 

Eine grundsätzliche Lösung, welche an anderen Forschungseinrichtungen schon verwirklicht wurde, 
um eine vom ForschungsinsƟtut unabhängige ProdukƟon zu ermöglichen, ist die Gründung einer 
InsƟtuts-GmbH. Die InsƟtuts-GmbH würde aber höchstwahrscheinlich für das INM als gemeinnützige 
GmbH als MiƩel zur RestrikƟonsvermeidung wahrgenommen, und häƩe folglich potenziell den Verlust 
der Gemeinnützigkeit des INMs zur Folge. Dieser Weg verbietet sich daher. 

Ein weiterer Transferweg, um die ProdukthaŌung für das INM auszuschließen, wäre die Möglichkeit ein 
Steinbeis-Unternehmen zwischenzuschalten. Ein Steinbeis-Unternehmen ist meist so organisiert, dass 
in der Regel ein Professor im Hauptamt einen KooperaƟonsvertrag mit Steinbeis zu einem Steinbeis-
Unternehmen eingeht. In diesem Steinbeis-Unternehmen kann er dann in NebentäƟgkeit 
entsprechend dem KooperaƟonsvertrag als Unternehmer mit Kunden in Kontakt treten und seine 
Technologien vermarkten. Die Projekte müssten nur vollständig vom INM getrennt sein, d.h. der 
entsprechende Mitarbeiter muss für die TäƟgkeit als Steinbeis-Unternehmer eine eigene Infrastruktur 
im INM zur Verfügung haben um diese TäƟgkeit vom Angestelltenverhältnis INM vollständig getrennt 
ausüben zu können. 

Anstelle des Anlernens eines externen Mitarbeiters des Projektpartners ist es auch möglich, einen 
bereits mit der Anlage vertrauten Mitarbeiter des INM durch Änderungen des 
BeschäŌigungskonstellaƟon einzusetzen. Der INM-Mitarbeiter wird vom Industriepartner eingestellt. 
Dies kann auch in NebentäƟgkeit oder zeitlich begrenzt als VollzeitkraŌ erfolgen. Dieser INM-
Mitarbeiter kann nun an der Maschine als extern angestellter Mitarbeiter die ProdukƟon überwachen 
und ausüben. Somit wäre es möglich, dass etwa ein unmiƩelbar an der Entwicklung der InnovaƟon 
beteiligter Angestellter des INM in den ProdukƟonsprozess integriert, ist ohne eine direkte Beteiligung 
des INM. Es ist hier, wie auch bei der Steinbeis-Lösung, streng darauf zu achten, dass dieser Mitarbeiter 
in seiner TäƟgkeit für den Industriepartner außer der ProdukƟonseinrichtung keine weitere 
Infrastruktur des INM nutzt. 

Die Möglichkeit einer ProdukƟon durch Mitarbeiter des Verwertungspartners wurde oben schon 
dargestellt. 

Wie schon erwähnt, ist die eleganteste Lösung für das INM ist eine Änderung der Satzung, um die 
PilotprodukƟon in den Zweck des InsƟtutes mit einzubinden. Die GeschäŌsführung des INM wurde 
über die erforderliche Änderung des GesellschaŌervertrages ausführlich informiert und hat 
dementsprechend eine Ergänzungsformulierung vorbereitet. Den Stakeholdern wurde darin 
empfohlen, die vom Rechtsbeistand vorgeschlagene Ergänzung zum Zweck des InsƟtutes, wie zuvor 
schon beschrieben, in die Satzung aufzunehmen.  

Hierzu soll §2, Absatz1 von Gegenstand der GesellschaŌ sind Arbeiten auf dem Gebiet der 
grundlagen- und anwendungsorienƟerten Materialforschung, hauptsächlich die Erforschung und 
Entwicklung von neuen Materialien ergänzt werden zu Gegenstand der GesellschaŌ sind Arbeiten auf 
dem Gebiet der grundlagen- und anwendungsorienƟerten Materialforschung, hauptsächlich die 
Erforschung und Entwicklung von neuen Materialien, sowie der Transfer der Forschungsergebnisse 
in die GesellschaŌ und die Unternehmen der WirtschaŌ.  

Dies soll eine unmiƩelbarere Zusammenarbeit mit Industriepartnern zur Herstellung von Pilotproben 
gewährleisten, um MarkƩestungen zu erleichtern. Die dementsprechenden Vorschläge werden den 
GesellschaŌern zur Diskussion in den nächsten Sitzungen vorgelegt.  Eine posiƟve Entscheidung zur 
Annahme der Empfehlung wird in einer der kommenden Sitzungen des Kuratoriums erwartet 
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Förderkennzeichen: 01IO2106B 

Zuwendungsempfänger: Leibniz-Institut für Neue Materialien gemeinnützige GmbH 

Vorhaben: Verbundvorhaben InnoLeit - Innovationen in den Markt begleiten - Teilvorhaben: 

Transferprozess von Materialien und Verfahren in Produktinnovationen 

Teil II 
Ursprüngliche Aufgabenstellung  
Ziel des Vorhabens ist es, außeruniversitäre Forschungseinrichtungen dabei zu unterstützen, neue 
Wege für eine wirtschaŌliche Nutzung von Forschungsergebnissen zu entwickeln. Die Begleitung von 
Forschungsergebnissen in die wirtschaŌliche Nutzung ist noch immer von rechtlich-organisatorischen 
Unklarheiten und Grenzen beschränkt. Das angestrebte Ergebnis ist die Entwicklung von Methoden, 
um die gegenwärƟgen rechtlichen Rahmenbedingungen besser zu nutzen und zu gestalten. Ziel ist es, 
die Transferhandlungsfähigkeit und -sicherheit der beteiligten außeruniversitären Forschungs-
einrichtungen zu erhöhen, indem sie über Wissen verfügen, wie weit sie als Forschungspartner Transfer 
in den Markt begleiten dürfen. GleichzeiƟg soll der KooperaƟonspartner als Transferempfänger 
unterstützt werden, InnovaƟonen leichter aufnehmen zu können und im Anschluss selbst marktreif zu 
machen. 

WissenschaŌlicher und technischer Stand vor dem Projekt 
In den vier teilnehmenden InsƟtuten waren schon Transferstrukturen etabliert, an welche innerhalb 
des Projektes angegliedert werden sollte.  

Am FBH wurden bereits Forschungsergebnisse durch Prototypenbau weiterentwickelt, so dass ein Test 
in der zukünŌigen Anwendung möglich ist. Forschende wuden bei der Entwicklung und Pflege von 
Technologienetzwerken unterstützt. 

Am IFW wurden wissenschaŌliche Ergebnisse bereits als Demonstratoren aufgebaut, um potenziellen 
Anwendern eine Vorstellung von der Praxistauglichkeit der Technologie zu vermiƩeln. Hier bestanden 
jedoch erhebliche Unsicherheiten bei den rechtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen. 

Am IOM diente das ApplikaƟonszentrum als Plaƪorm zum effizienten und nachhalƟgen Transfer 
strahlenbasierter Hochtechnologien. Die neu entwickelten Technologien wurden hier auf ihre 
Praxistauglichkeit im Pilotmaßstab erprobt. 

Am INM schließlich wurde das InnovaƟonszentrum gegründet, welches mit seiner Infrastruktur das Up-
Scalen von Materialsynthesen und deren ApplikaƟon bis hin zum Pilotmaßstab ermöglichte. 

Die derzeiƟgen rechtlichen Rahmenbedingungen, wie z.B. HaŌung, Gemeinnützigkeit, Gewährleistung, 
Fördermöglichkeiten etc. führten zu Verwertungs- und KooperaƟonshemmnissen im Transfer. In den 
Leibniz-Forschungseinrichtungen war bisher kein insƟtutsübergreifender Ansatz vorhanden. 
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Ablauf des Vorhabens 
Der Wirkungsbereich des Projektes InnoLeit ist zwischen der Forschungs- und Entwicklungsphase und 
der Umsetzung der Ergebnisse durch das Industrie-Unternehmen angesiedelt. Die Aufgabe des INM in 
der ersten Phase des Projektes bestand im Wesentlichen aus zwei Teilaspekten. Zum einen stand die 
Auswertung der auf eine InnovaƟon abzielenden Industrieprojekte der vergangenen 10 Jahre im Fokus.  
Zum anderen wurden Erwartungshaltungen zu aktuellen Industrieprojektanbahnungen näher in 
Augenschein genommen. Dies war wichƟg für die Akzeptanz von denkbaren Lösungsansätzen, um eine 
anschließende Begleitung in die InnovaƟonsphase zu ermöglichen. 

Grundlage für die Untersuchung der vergangenen Projekte war eine Analyse der bestehenden INM 
Projekt-Datenbank. Der Focus lag auf Projekten, welche abgebrochen wurden, bevor der 
InnovaƟonstransfer abgeschlossen war. Des Weiteren gab es welche mit demselben Projektpartner, 
wobei mehrfach bereitgestellte Muster als Anfang einer ProdukƟon gesehen wurden, welche dann 
aufgrund der Rahmenbedingungen des INM beendet werden musste. Die Aufarbeitung der 
gefundenen Fälle erfolgte durch Gespräche und Nachfragen beim ehemaligen Projektpartner, als auch 
bei den beteiligten WissenschaŌlern des INM miƩels eines Fragebogens, welcher vom FBH erstellt, und 
durch das INM-Team auf die Begebenheiten des INM angepasst wurde. 

 

 

Arbeitspaket 1: Analyse der Transferhemmnisse 
Der Wirkungsbereich des Projektes InnoLeit ist, wie schon erwähnt, zwischen der Forschungs- und 
Entwicklungsphase und der Umsetzung der Ergebnisse durch das Industrieunternehmen angesiedelt 
(Abbbildung1). 

 

Abbildung 1: Betrachtungsbereich InnoLeit 

Zu Beginn des Vorhabens erfolgten zunächst grundsätzliche Überlegungen, wie eine Aufarbeitung der 
abgeschlossenen Projekte im INM erfolgen könnte: Im InsƟtut exisƟert eine umfangreiche Datenbasis, 
welche alle Projektvorgänge der letzten rund 15 Jahre beinhaltet. Diese konnte als Recherchegrundlage 
zur Einordnung abgeschlossener und abgebrochener Projekte verwendet werden. Die Datenbasis 
erlaubte zudem, die am INM bearbeiteten Projekte mit WirtschaŌspartnern, den Programmbereichen 
und deren Themenschwerpunkten zuzuordnen. Mit diesen InformaƟonen über Industrieprojekte der 
letzten 10 Jahre wurde nach Projekƞällen mit möglichen Transferhemmnissen gesucht. Verdachtsfälle 
waren etwa Projektabbrüche, welche nicht bis zum gewünschten Abschluss eines InnovaƟonstransfers 
gekommen sind. Ein anderes Kriterium für transfergehemmte Projekte im Sinne der Zielsetzung des 
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vorliegenden Projektes InnoLeit waren AkƟvitäten mit demselben Industriepartner, bei denen 
mehrmals Proben zum selben Thema übermiƩelt wurde. In einem solchen Fall wurde zunächst 
unterstellt, dass das mehrfache Bereitstellen von Mustern einer anfänglichen ProdukƟon entspricht, 
die später aufgrund der Rahmenbedingungen des INM beendet werden musste.  

Im Anschluss wurden diese idenƟfizierten Fälle mit zuständigen Programmbereichsleitern und 
Projektverantwortlichen diskuƟert und auf aufgetretene Transferhemmnisse weiter untersucht. Um 
eine Diskussions- und InformaƟonsgrundlage zu schaffen, erhielten die Gesprächspartner vor dem 
Interview einen angepassten Fragebogen. Anzeichen für Transferhemmnisse in diversen 
Industrieprojekten wurden z.B. dadurch analysiert, in dem der Programmbereichsverantwortliche nach 
konkreten Anfragen für das Inverkehrbringen von Proben befragt wurde. Auch wurde nachgefragt, wie 
weit die idenƟfizierten Projekte zum Zeitpunkt des Abbruchs fortgeschriƩen waren.  

Von den so erfassten Transferhemmnissen wurden Projektverläufe zurückverfolgt und in die nähere 
Betrachtung einbezogen. Nachfolgend sind drei Projektverläufe und die idenƟfizierten Hemmnisse 
exemplarisch aufgeführt: 

Fall 1: Programmbereich OpƟsche Materialien 
Im Programmbereich OpƟsche Materialien wurden für einen Projektpartner, auf Basis einer gut 
entwickelten INM-Technologie, Glasröhren mit innenliegender leiƞähiger Transparentbeschichtung 
hergestellt. Diese konnten ohne weitere Anpassungen in die GerätschaŌen des INM-Kunden eingebaut 
werden und führten somit zu einem Alleinstellungsmerkmal. Der Kunde sah es jedoch als erforderlich 
an, dass ihm zunächst weitere Gegenstände zur Verfügung gestellt werden. Die ProdukƟon durch das 
INM war nicht möglich, der Transfer an einen DriƩen kam aufgrund der geringen Mengen nicht 
zustande. Ein alternaƟver Transferweg am INM stand zu diesem Zeitpunkt nicht zur Verfügung. In der 
Folge wurde das Projekt eingestellt und somit die Einführung einer InnovaƟon, die dem Kunden einen 
Marktvorteil verschaŏ häƩe, nicht realisiert 

Fall 2: Programmbereich Nanomere 
Ein Hersteller analyƟscher Geräte benöƟgte die Beschichtung von TrägerplaƩen für Analysezwecke mit 
einem hydrophoben Lack. Hierbei kam es über einen längeren Zeitraum immer wieder zur 
ProbenübermiƩlung des INMs an den Kunden. Obwohl es sich hierbei um eine technische InnovaƟon 
handelt, welche durch die INM-Technologie ermöglicht wurde, konnte der Transfer in die Firma nicht 
erfolgen, da das INM nicht in der Lage war, zunächst genügend Proben bereitzustellen.  Auf der anderen 
Seite war die benöƟgte Liefermenge derart gering, dass sich zunächst kein DriƩer für die ProdukƟon 
der hydrophoben Beschichtung finden ließ. Ein andersarƟger Transferweg exisƟerte am INM nicht, 
welcher einen Übergang des Herstellungsprozesses vom INM auf den Partner ermöglicht häƩe.  

Fall 3: Programmbereich Dynamische Biomaterialien, Life-Science-
Transferfall  
Der Industriepartner aus dem Life-Science-Bereich kooperierte mit dem Programmbereich Dynamische 
Biomaterialien. Im Gegensatz zu Transferprojekten, die dem allgemeinen MaterialwissenschaŌen 
zugeordnet werden können, ist in diesem Fall die Anwendung vorzugsweise auf menschlicher, aber 
auch sekundär auf Ɵerischer Haut gegenständlich: Konkret beauŌragte ein Hersteller von 
Körperpflegeprodukten das INM mit der Entwicklung von Pflegeprodukten für das eigene 
Produktporƞolio. Das Projekt wurde erfolgreich abgeschlossen und vom Hersteller ist die 
Markteinführung beabsichƟgt. In diesem Anwendungsbereich ist das Inverkehrbringen von Proben zu 
Testzwecken in besonderem Maße durch rigide toxikologische Anforderungen sehr komplex: Seitens 
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der Zusammensetzung gibt z.B. das toxikologische Reglement Synthesematerialien vor, und schränkt 
die Verwendung anderer Stoffe stark ein. Zudem ist für potenzielle Testprodukte eine 
zulassungsrechtliche Betrachtung der Ausgangsstoffe erforderlich.  

Festzustellen ist in diesem Transferfall aus dem Bereich Dynamische Biomaterialien, dass die ExperƟse 
des INMs nicht ausreicht, um die vorgenannten Erfordernisse für ein marktreifes Testprodukt zu 
erfüllen. Dies ist allein durch den Industriepartner mit seiner zulassungsrechtlichen ExperƟse zu 
bewerkstelligen.  

Zum jetzigen Zeitpunkt wurde aber auch klar, dass aufgrund der Komplexität der rechtlichen 
Rahmenbedingung im Life-Science-Bereich gar nicht die Erwartung seitens der Kunden besteht, vom 
ForschungsinsƟtut marktreife Testprodukte zu erhalten. Hierfür müssten grundlegendere 
Aufzeichnungsmöglichkeiten der Experimente im ForschungsinsƟtut implemenƟert werden, damit 
überhaupt die Daten beim Transferpartner direkt übernommen werden könnten.  

In diesem Zusammenhang ist das Hemmnis auch auf Seiten des INMs zu sehen, und zwar im Kontext 
in der Verhältnismäßigkeit der MiƩel. Eine Einbindung des INM in den Zulassungsprozess zur 
Verwendung von Stoffen am Körper ist nur sehr schwer realisierbar und würde die ImplemenƟerung 
neuer, zugelassener Methoden nach sich ziehen. Dem Vorteil der unmiƩelbaren Einsetzbarkeit von 
Proben, die im körpernahen Bereich appliziert werden könnten, stünden jedoch entsprechende 
Aufwendungen finanzieller, organisatorischer und infrastruktureller Art gegenüber. Der Nutzen hierfür 
müsste auch mit Blick auf die Forschungsfreiheit, gerade bezüglich der bereits vorhandenen 
professionellen Strukturen des Transferpartners abgewogen werden. 

Insgesamt wurde anhand des Life-Science-Beispiels festgestellt, dass die Anforderungen an den 
Transfer gerade mit Blick auf die experimentellen Ergebnisse und die Erfordernisse an deren 
Nachvollziehbarkeit deutlich höher und strenger reguliert sind als im Falle der reinen 
MaterialwissenschaŌen. In der Folge werden im Life-Science-Bereich Testprodukte für den Markt 
weder vom InsƟtut erwartet, noch sind diese Anforderungen für die Herstellung von Testprodukten für 
den Markt seitens des INMs zu leisten. 
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Arbeitspaket 2: Kompetenzentwicklung für die ZukunŌ des 
Transfers von Schlüsseltechnologien unter den Bedingungen 
der analysierten Transferhemmnisse in öffentlichen 
Forschungseinrichtungen 
 

AuŌragsforschung im Spannungsfeld der Gemeinnützigkeit 

 

 
 

Abbildung 2: Transferrelevante Überlegungen 

Bevor eine PilotprodukƟon gestartet werden kann, sind von allen beteiligten InsƟtuten 
unterschiedliche Aspekte, je nach GesellschaŌervertrag, in Vorüberlegungen zu berücksichƟgen 
(Abbildung 2) 

Laut Abgabenordnung (AO) geht die Eigenforschung konform mit der Gemeinnützigkeit, während nach 
AO §14 die industrielle AuŌragsforschung steuerpflichƟg ist und somit nicht mit der Gemeinnützigkeit 
vereinbar ist. Eine Ausnahme wird hier laut AO §65 definiert wenn es sich um einen Zweckbetrieb 
handelt, laut dessen der satzungsmäßige Zweck und die AuŌragsforschung untrennbar verbunden sind. 
Auch dies gilt in der Regel nicht für ein ForschungsinsƟtut, da die ForschungstäƟgkeit normalerweise 
klar abgrenzbar ist.  

Um ForschungsinsƟtute als Zweckbetrieb zu integrieren, wird dieser laut AO §68 Nr 9 anders definiert. 
Damit wird der Zweckbetrieb auf gemeinnützige KörperschaŌen anwendbar, deren satzungsmäßiger 
Zweck die Förderung von WissenschaŌ und Forschung ist. Diese fikƟve Annahme verhindert, dass 
AuŌragsforschung nicht ausnahmslos zu wirtschaŌlichem GeschäŌsbetrieb führt, sondern die 
Ergebniserzielung durch ForschungstäƟgkeit davon ausgenommen ist. Eine Prüfung der 
Ergebnisverwertung ist jedoch notwendig. 

Im Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, Entwicklung und InnovaƟon, 
eine EU VorschriŌ zur Verhinderung einer WeƩbewerbsverzerrung, ist AuŌragsforschung grundsätzlich 
erlaubt. Die wirtschaŌliche TäƟgkeit muss allerdings in der Satzung verankert sein. Die Satzung des IOM 

PilotprodukƟon 
etc. 

Beihilfe 

HaŌung Personal
-einsatz 

AuŌrags-
forschung 

Rechtsform 
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enthält zum Beispiel diesen erweiterten Zweck bereits, beim INM muss der GesellschaŌervertag 
geändert werden, um diesen Sachverhalt darzustellen. 

 

FirmenseiƟge Möglichkeiten zum Inverkehrbringen  
und Auswirkungen auf die rechtlichen Rahmenbedingungen 

 „Wo“ wird die MarkƩauglichkeit festgestellt? 
Grundsätzliches Ziel des Projektes InnoLeit ist die Feststellung der MarkƩauglichkeit von markƞähigen 
Testprodukten, damit FehlinvesƟƟonen bei den industriellen Partnern vermieden werden können. 
Zwingend zu beachten bei der Testung ist das ProdukthaŌungsgesetz, was wie eine „rote Linie“ die 
möglichen Unterstützungsmaßnahmen des InsƟtuts begrenzt. Das ProdukthaŌungsgesetz greiŌ, wenn 
Gegenstände für einen kommerziellen Zweck hergestellt UND in Verkehr gebracht werden.  

Mit Blick auf die im ersten Berichtszeitraum analysierten Fälle der Industriepartner aus den 
materialwissenschaŌlichen Bereichen, und dem o.g. Fall aus dem Life-Science Bereich wurde eine 
SystemaƟsierung der „Orte“ aufgestellt an dem die MarkƩauglichkeit festgestellt wurde.  

Im o.g. Fall aus dem Bereich Life-Science besaß nur der Industriepartner die erforderliche Umgebung 
zur Testung der marktreifen Probe. In der Folge bestand im Bereich Life-Science seitens der 
Industriepartner nicht die Erwartung, dass das InsƟtut in der Lage war, markƞähige Produkte 
herzustellen oder diese gemäß den gesetzlichen VorschriŌen zu testen.  

 

 
Fallsituation Probenrelevanz Rechtl. 

Auswirkung INM 

Fall 1 
Firmenseitiges Testlabor zur Bestimmung der 
Markttauglichkeit 

Kein 
Inverkehrbringen 

Keine Haftung 

Fall 2 
Aussagekräftiges Testlabor bzgl. 
Markttauglichkeit befindet sich beim Kunden 
des INM-Forschungspartners 

Kein 
Inverkehrbringen 

Keine Haftung 

Fall 3 

Auf dem Werksgelände wird eine genau 
definierte Innovation durch die Kunden 
getestet.   
Bsp.: Handschuhe mit Gecko-Haftpads 

Kontrolliertes 
Inverkehrbringen 

Keine Haftung 

Fall 4 

Test einer begrenzten Anzahl einer genau 
definierten Innovation von Kunden des INM-
Forschungspartners außerhalb des Werkes 
„Testkunden“ 

Inverkehrbringen 
begrenzter Anzahl 
von Proben 

Haftung 

Fall 5 

Innovation ist Teil eines komplexen 
Gesamtkonstruktes und bildet eine 
untrennbare Einheit und wird vom Kunden 
getestet. D.h., keine Kontrolle über die 
Verwendung (z.B. Teil eines Fahrzeuges) 

Ungeschütztes 
Inverkehrbringen 

Haftung 

Tabelle 1: Firmenseitige Möglichkeiten zum Inverkehrbringen von Pilotproben und rechtliche Auswirkungen 

Von diesem extremen Beispiel ausgehend wurde eine SystemaƟsierung der Kundentypen 
durchgeführt. Diese SystemaƟsierung betrachtete an welchen „Orten“ die Tauglichkeit einer 
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marktreifen Probe feststellt wird (Tabelle 1). Wird die MarkƩauglichkeit in einem eigenen Testlabor der 
Firma (Fall-Nr. 1, Life-Science), oder erst im Zusammenspiel mit vielen anderen Komponenten in einem 
komplexen System (Fall-Nr. 5) festgestellt? 

Fall-Nr. 2 beschreibt einen Fall außerhalb des Life-Science-Bereiches, bei dem die Firma mit Blick auf 
ihre Produkte die Testung selbst durchführen kann. Ein Inverkehrbringen ist nicht erforderlich. Für 
beide Fälle spielt die ProdukthaŌung keine Rolle. 

Im Falle 3 und 4 wird davon ausgegangen, dass die InnovaƟon eindeuƟg besƟmmbar ist. D.h., es sich 
zum Beispiel um ein „Brillenglas“ mit entsprechender Beschichtung handelt, während in Fall 5 die 
InnovaƟon untrennbares Teil einer „Maschinerie“ wie z.B. eines Autogetriebes ist.  

Vor dem Hintergrund, dass eine ProdukthaŌung immer ein Inverkehrbringen voraussetzt, 
unterscheidet sich Fall 3 von Fall 4 dadurch, dass die Probe das Gelände des Verwertungspartners nicht 
verlässt. Im Fall 3 können sich Kunden den Testräumen auf dem Gelände des Verwertungspartners von 
der FunkƟonalität der InnovaƟon überzeugen und die MarkƩauglichkeit evaluieren. 

Bei Fall-Nr. 4 findet ein Inverkehrbringen staƩ, weil die InnovaƟonen das Werkgelände verlassen. Dieser 
Fall ist deshalb besonders interessant, weil die Kunden die InnovaƟon in der tatsächlichen Umgebung 
in unbeaufsichƟgter Form auf die MarkƩauglichkeit testen. Dieser Ansatz wird gerade dahingehend 
geprüŌ, ob die HaŌung durch Kenntnisnahme der Kunden, dass es sich um Testprodukte handelt, 
minimiert, oder ausgeschlossen werden kann. Auch wird die Frage gestellt, ob die Möglichkeit besteht, 
durch spezielle Verträge, die diesen Bereich adressieren, eine HaŌung für diesen Fall gemildert wird 
oder gänzlich ausgeschlossen werden kann.  

Interessant mit Blick auf Fall 3 und 4 ist, dass zwischen privaten und gewerblichen Endabnehmern 
unterschieden werden muss. Die rechtliche Analyse des Parameters privat oder gewerblicher 
Endabnehmer wurde im Projekt später evaluiert.  

Im Fall-Nr. 5 wird davon ausgegangen, dass die InnovaƟon Teil eines komplexen Bauteils, ggf. einer 
Maschinerie ist. Dies könnte z.B. ein Bauteil in einem Getriebe eines KraŌfahrzeuges sein. Demnach ist 
weder kontrollierbar in welchem Zusammenspiel ein Schaden entstehen könnte noch welcher Kunde 
von einem potenziellen Ausfall der Maschinerie betroffen sein wird noch in welcher Form und mit 
welchem Beitrag der Ausfall der INM-Probe zur GesamthaŌung beitragen könnte. Hier ist die Frage, in 
welchem Umfang ausgehend von Fall-Nr. 4 eine mögliche Abschätzung des HaŌungsrisikos im Fall-Nr. 
5 möglich ist.  

„wie“ kommt die Probe auf den Markt 
Zu Beginn von Arbeitspaket 2 wurden grundsätzliche Überlegungen auf Basis bisheriger Verwertungs-
fälle angestellt, auf welchem Weg eine InnovaƟon vom INM über den Verwertungspartner zum 
Endkunden gelangt (Tabelle 2). Aus diesem systemaƟsierten „Wie gelangt ein Produkt zum 
Endkunden?“ wurden die rechtliche Auswirkung abgeleitet.  

Hierbei wird angenommen, dass die hergestellte InnovaƟon klar idenƟfizierbar ist, und kein Teil eines 
komplexen Konstruktes darstellt. Zudem soll die Probe in Verkehr gebracht werden und einen privaten 
Endkunden erreichen. In der Folge entspricht die Probe Fall-Nr. 4 in Tabelle 1.  

In Tabelle 2 sind alle im Rahmen der Betrachtung wesentlichen Wege schemaƟsch dargestellt. Die 
beiden extremen, denkbaren Fälle sind durch Fall 1 und Fall 4 dargestellt. In Fall 1 wird das INM die 
InnovaƟon herstellen. Der Verwertungspartner leitet diese dann ohne jeden weiteren SchriƩ an seine 
Kunden weiter. Symbolisiert wird dies durch die gleichfarbigen Buchstaben A, die stellvertretend für 
ein Produkt vom INM bis zum Endkunden durchgereicht werden.  
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Im Fall 4 stellt der Verwertungspartner unter Verwendung der INM-Infrastruktur das marktreife 
Testprodukt selbst her. Dies bedeutet, dass lediglich die INM-Infrastruktur im Sinne von Geräten 
angemietet wird. Ausgeschlossen ist hierbei jegliche Beteiligung von INM-Mitarbeitern in jeder Form, 
d.h., weder beratend noch im Sinne einer Mitarbeit an den Geräten.  

Zur Verdeutlichung, dass hierbei ein vom Verwertungspartner geschaffenes, kommerzielles Produkt 
hergestellt wird, wurde dieser Status Fall 4, Spalte „INM“ mit einem „B“ gekennzeichnet. Durch den 
Verwertungspartner wird die hergestellte InnovaƟon durch eine eigene QS freigegeben (grünes "B“) 
und dem Endkunden übergeben.  

 

 

 Fallbeschreibung INM Verwertungs-
partner 

Endkunde 
(privat) 

 Fall 1 
 

INM stellt Innovation her, 
Verwertungspartner liefert diese 
unmittelbar an den Endkunden A A A  

 Fall 2 
 

Wie Fall 1, aber Verwertungspartner 
gibt INM-Innovation durch eigene 
Qualitätssicherung (=QS) frei 
(symbolisiertes grünes „A“), dann 
erfolgt Auslieferung an Endkunden 

A A A  

 Fall 3 
 

INM stellt Innovation her. 
Verwertungspartner modifiziert die 
Innovation und gibt diese durch 
eigenen QS frei (B= Produkt 
Verwertungspartner, grün = QS-
Freigabe) und übergibt die Innovation 
an den Kunden 

A B   B 

 Fall 4 
 

Verwertungspartner stellt am INM-
Innovation her, QS firmenseitig und 
übergibt die Innovation an den 
Kunden. 

B B B 
Tabelle 2:  Wege der Innovationen zum Endkunden. Hierbei bedeutet „A“ die am INM hergestellte, unmodifizierte 

Probe. B kennzeichnet eine Modifizierung der Probe A. Die Weiterverarbeitung äußert sich in anderen 
Eigenschaften die B gegenüber A besitzt. Die Farbe blau zeigt an, dass keine qualitätssichernde Maßnahme 
zur Freigabe der Probe für en Markt seitens des Industriepartners durchgeführt wurde. Grüne Buchstaben 
zeigen, dass der Industriepartner die Probe durch eigene QS-Maßnahmen freigegeben hat.  

Zwischenformen zwischen Fall 1 und Fall 4 sind durch die Fälle 2 und 3 dargestellt. Im Fall 2 wird die 
am INM hergestellte InnovaƟon durch den Verwertungspartner mit eigener QS-Methodik freigeben 
und dem Kunden übergeben. Die Grundüberlegung war hierbei, dass sich sowohl die Verantwortung 
für die selbstbesƟmmte QS-Freigabe der InnovaƟon durch den Verwertungspartner als auch die 
HaŌung auf den Verwertungspartner übertragen werden kann.  

Fall 3 stellt einen gewissen Sonderfall dar, weil der Kunde die INM-InnovaƟon durch eigene Verfahren 
in den Räumen des Kunden modifiziert. Hier wird unterstellt, dass die EigenschaŌen der INM-
InnovaƟon „A“ sich nicht mehr im modifizierten Produkt unmiƩelbar befinden. Dies ist durch die 
Verwendung eines „B“ gekennzeichnet. Die Freigabe des Produktes B miƩels QS ist durch die grüne 
Farbe gekennzeichnet. 
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ProdukthaŌung 
Aus den in Tabelle 2 dargestellten Fällen leitet sich unmiƩelbar die grundsätzliche Fragestellung ab, 
inwiefern das INM für produzierte Vorserien haŌbar sein könnte. Insbesondere erfolgte eine 
Betrachtung unter dem Aspekt der ProdukthaŌung, bei der das INM für Schäden an Objekten oder 
Personen, welche durch das Produkt verursacht werden, haŌbar gemacht wird. 

Das ProdukthaŌungsgesetz greiŌ, wenn Gegenstände für einen kommerziellen Zweck hergestellt UND 
in Verkehr gebracht werden. Ziel war, die rechtliche Auswirkung auf das INM zu klären, ab welchem 
Zeitpunkt das InsƟtut durch Ansprüche aus der ProdukthaŌung belangt werden kann. Maßgeblich hier 
ist, ob das Produkt Kunden des Industriepartners außerhalb des Werksgeländes zur Verfügung gestellt 
wird. In diesem Falle handelt findet ein „Inverkehrbringen“ staƩ, dass ein wesentliches Kriterium zur 
Anwendung des ProdukthaŌungsgesetzes erfüllt. Durch das Inverkehrbringen treten die Regelungen 
der ProdukthaŌung in KraŌ, wodurch Schäden an Objekten oder Personen, welche durch das Produkt 
verursacht werden, geltend gemacht werden können. Solche Ansprüche gegen die InsƟtute sind streng 
zu vermeiden. 

Die Gespräche mit den Industriepartnern zeigten jedoch, dass ein Inverkehrbringen für eine Testung 
potenzieller InnovaƟonen nicht zu vermeiden ist. Hierfür wurde eine erste jurisƟsche Stellungnahme 
durch die Kanzlei SBBJ Saarlouis u.a. zur Beurteilung der HaŌungssituaƟon des INM bei der Herstellung 
von Proben auf INM eigenen Anlagen mit dem Titel: „Möglichkeiten und Grenzen des 
Technologietransfers durch das INM bei aktuellen und zukünŌigen Forschungs- und 
Entwicklungsprojekten“ erstellt.  

 

 Tätigkeit INM Tätigkeit Auftraggeber Hersteller 
Fall 1 INM-Mitarbeiter stellen mit den 

benötigten Materialien auf den 
Geräten des INM die Innovation 
her 

Durchleiten des Produktes 
zum Kunden 

INM 

Fall 2 Wie Fall 1, aber die Mitarbeiter 
des Verwertungspartners 
arbeiten mit INM-Mitarbeitern 
zusammen 

QS-Freigabe der Proben, 
Weiterleitung an den 
Kunden 

INM und 
Verwertungspartner 

Fall 3 Wie Fall 2, aber INM-Mitarbeiter 
beraten ausschließlich während 
der Produktion, greifen nicht in 
die Produktion ein 

QS-Freigabe der Proben, 
Weiterleitung an den 
Kunden 

INM und 
Verwertungspartner 

Fall 4 Wie Fall 1, aber die Herstellung 
erfolgt ausschließlich durch die 
Mitarbeiter des Verwertungs-
partners.  
INM-Mitarbeiter sind bei der 
Herstellung nicht anwesend. 
 

QS-Freigabe der Proben, 
Weiterleitung an den 
Kunden 

Verwertungspartner 

Tabelle 3: Produktionsszenarien auf INM-Anlagen. Die Fälle ergeben sich aus allen relevanten Konstellationen der 
Mitarbeiterbeteiligung zur Herstellung der marktreifen Testprodukte. 
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Die Stellungnahme zeigte, dass die HaŌung des INM vor allem von zwei Kriterien abhängt, welche 
zusammen erfüllt sein müssen:  

1. gilt das INM als Hersteller des Produktes und, 
2. wurde dieses vom INM zum Vertrieb mit wirtschaŌlichem Zweck hergestellt? 

Dies bedeutet, dass die Antworten auf die aus Tabelle 2 dargestellten denkbaren KonstellaƟonen mit 
Blick auf die Mitarbeiterbeteiligung umformuliert werden müssen, damit die Frage der HaŌung 
beantwortet werden kann. In Tabelle 3 ist die Herstellung von InnovaƟonen dahingehend 
durchdekliniert, welche Mitarbeiter an der Herstellung beteiligt sind.  

Im Ergebnis ist das INM als Hersteller anzusehen, wenn Mitarbeiter des INM direkt oder indirekt an der 
ProdukƟon beteiligt sind. Dies ist dann der Fall, wenn die ProdukƟonsmaschine allein von Mitarbeitern 
des INM bedient wird (Fall 1), oder die ProdukƟonsmaschine sowohl von Mitarbeitern des 
Verwertungspartners als auch von Angestellten des INM bedient wird. In diesem Fall 2 sind beide 
Parteien als Hersteller anzusehen. Hierbei ist es unerheblich, ob in Fall 2 die INM-Mitarbeiter 
eigenständig mit den Mitarbeitern des Verwertungspartners zusammenarbeiten, oder nur die 
Anweisungen der Mitarbeiter des Verwertungspartners ausführen.  

Fall 3 und Fall 2 zeigen, dass eine indirekte Einflussnahme auf die ProdukƟon (Fall 3) durch Beratung 
das INM genauso zum Hersteller macht, wie Fall 2, in dem die Mitarbeiter akƟv in den 
ProdukƟonsprozess eingreifen.  

Lediglich im Fall 4, wenn ausschließlich durch die Mitarbeiter des Verwertungspartners die InnovaƟon 
auf den Geräten des INMs hergestellt wird, ist exklusiv der Verwertungspartner Hersteller der Proben. 
Hierbei ist anzumerken, dass die Mitarbeiter des Verwertungspartners die INM-GerätschaŌen nur dann 
bedienen können, wenn sie an den INM-GerätschaŌen durch INM-Mitarbeiter zuvor eingearbeitet 
wurden. Demnach ist im Falle 4 das INM nicht mehr Hersteller. Die Zurverfügungstellung von INM-
GerätschaŌen führt dazu, dass RegresshaŌungsansprüche vom Verwertungspartner gegenüber dem 
INM gestellt werden können. Diese beziehen sich aber nicht mehr auf Schäden, die durch das Produkt 
hervorgerufen werden, sondern auf solche Schäden, die durch die Maschine gegenüber der InnovaƟon 
kausal verursacht werden. Entsprechend reduziert sich der Umfang der HaŌung. 

Mit Blick auf Tabelle 2 lässt sich festhalten: werden Proben von einer InnovaƟon von INM-Mitarbeitern 
hergestellt und durch den Verwertungspartner eigenverantwortlich freigegeben (Tabelle 2, Fall 2), ist 
das INM im gesetzlichen Sinne Hersteller. Im Falle 3, Tabelle 2 wird die InnovaƟon durch den 
Verwertungspartner weiterverarbeitet. In diesem Fall ist das INM-Hersteller der InnovaƟonsbasis „A“, 
aus dem die InnovaƟon „B“ resulƟert. Sofern die Proben in Verkehr gebracht werden, können 
ProdukthaŌungsansprüche im Sinne der DurchgriffshaŌung gegenüber dem INM geltend gemacht 
werden.  

Im Ergebnis ist festzustellen, dass weder Fall 2, noch Fall 3 in Tabelle 2 dazu führen, dass sich die HaŌung 
vollständig auf den Verwertungspartner übertragen lässt. In beiden Fällen sind INM-Mitarbeiter am 
Herstellungsprozess beratend oder durch prakƟsche Mithilfe beteiligt. Deshalb ist das INM Hersteller 
der markƩauglichen Proben und im Sinne des ProdukthaŌungsgesetzes verantwortlich zu machen. 

Die Fälle 1 und 4 aus Tabelle 2 entsprechen Fall 1 und 4 in Tabelle 3.  

Die zweite Bedingung der ProdukthaŌung des INM ist dann erfüllt, wenn das Produkt vom INM zum 
Vertrieb mit wirtschaŌlichem Zweck hergestellt wurde. Dies ist gegeben, wenn das Produkt im 
OrganisaƟonsbereich des INM in der Absicht fabriziert wurde, Gewinn zu erzielen. Wenn das Produkt 
in den Räumen des INN geferƟgt wird und nachfolgend vom Vertragspartner mit Wissen des INM in 
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Verkehr gebracht wird, ist dies der Fall da auch hier bereits die KaufopƟon für einen Kunden besteht. 
Dies gilt ebenso für die Herstellung einer NullprodukƟon. 

Nicht gegeben ist die Herstellung zum Vertrieb mit wirtschaŌlichem Zweck hingegen bei einer Studie 
oder aber in der Pilotphase, d.h. wenn das Produkt, welches beim INM hergestellt wurde, zwar an den 
Vertragspartner ausgeliefert wird, aber nur zu internen Testzwecken Verwendung findet, ergo das 
Gelände des Partners nicht verlässt (Tabelle 1, Fall 3). 

Zudem ist die ProdukthaŌung dann nicht gegeben, wenn die InnovaƟon nicht in Verkehr gebracht wird, 
das heißt zum Beispiel auf dem Gelände des Verwertungspartners verbleibt und dort etwa in 
besƟmmten Einrichtungen durch dessen Kunden getestet wird.  

Auch unterscheidet sich die SituaƟon im Sinne der ProdukthaŌung für den Fall, wenn der Endabnehmer 
ein gewerblicher Abnehmer, und kein privater ist: Hier sind andere HaŌungsausschlüsse zulässig, die 
Ansprüche gegen das InsƟtut in größerem Maße beschränken, als dies im Falle von privaten Nutzern 
zulässig ist.  

Zusammenfassend ist zu sagen: sofern das Produkt nicht nur im Rahmen einer Studie oder für die 
Pilotphase geferƟgt wird, ist streng darauf zu achten, dass Mitarbeiter des INM nicht an der Herstellung 
beteiligt sind, auch nicht beratend. Lediglich die Wartung der Maschine und die Erklärung der 
FunkƟonen vor ProdukƟonsaufnahme ist vertretbar, um von Schadensersatzansprüchen infolge einer 
ProdukthaŌung möglichst gut geschützt zu sein. 

WichƟg ist die Erkenntnis, dass unabhängig von der materiellen HaŌungsfrage in keinem Falle 
Ansprüche aus der Verletzung von Leib und Leben vertraglich auszuschließen ist. Insofern ist das 
Testen von durch ein InsƟtut hergestellten InnovaƟonen, die zum Verbleib außerhalb des Labors 
besƟmmt sind, immer hinsichtlich eines möglichen Risikos abzuwägen! 

 

Arbeitspaket 3: Prototypische Umsetzung 
Als neuer Verwertungsweg zeichnete sich ab, dass die Herstellung der Pilotserie auf insƟtutseigenen 
Anlagen durch den Verwertungspartner erfolgen konnte. Dazu waren Kenntnisse der Firmen über die 
Anlagen des INMs von entscheidender Bedeutung. Dies vorausgesetzt wurden zunächst die 
Verwertungspartner in besƟmmte Kategorien eingeteilt (Tabelle 4), welche anhand der nachfolgend 
näher ausgeführten Fallbeispiele erläutert werden.  

 

Fallbeispiel INM Anlage 
Partner A Anlage gut bekannt Bedienung selbständig möglich 

Partner B Anlagenzweck bekannt Bedienung nach Einweisung 

Partner C Keine Kenntnis über INM-Anlagen Bedienung erlernbar 

Tabelle 4: Fallbeispiele Nutzung INM eigener Anlage, kategorisiert nach dem Kenntnisstand der Verwertungspartner. 

Es ergeben sich drei mögliche Fälle der Zusammenarbeit mit dem Industriepartner zur Benutzung von 
INM eigenen Anlagen.  
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Partner A 
Beispiel für Partner A ist z.B. eine InsƟtutsausgründung, welche eine eigene ProdukƟon an 
insƟtutseigenen Maschinen beabsichƟgt. Die Mitarbeiter sind aus dem InsƟtuts-Mitarbeiterpool 
rekruƟert und als ehemaliges Personal mit den Prozessen gut vertraut. Der Kenntnisstand bzgl. der 
Maschinen und des Herstellungsprozesses ist sehr hoch, so dass eine Bedienung durch 
Firmenmitarbeiter erfolgen kann und eine selbständige ProdukƟon ohne internes InsƟtutspersonal 
durchführbar ist. Wie bereits zuvor erwähnt, wäre das InsƟtut nicht mehr in der ProdukthaŌung, wenn 
die ProdukƟon zwar auf Maschinen des INM erfolgt, die Bedienung der Maschinen aber ausschließlich 
von vom INM rechtlich unabhängigen Mitarbeitern des Projektpartners erfolgt. An die Stelle der 
ProdukthaŌung triƩ dann die RegresshaŌung, mit den in Tabelle 3, Fall 4 beschriebenen Auswirkungen. 

Partner B 
Als Beispiel dient ein Forschungspartner des INM, mit dem über mehrere Jahre ein KooperaƟonsprojekt 
im Bereich der BefesƟgungsmaterialien durchgeführt wurde. Gegenstand war eine Beschichtung des 
BefesƟgungsmaterials, die dessen ApplikaƟonsmöglichkeiten in der Endanwendung verbesserte. Ziel 
des INM war die Entwicklung eines korrosionshemmenden Schutzlackes inklusive der dazugehörigen 
Beschichtungstechnik um das BefesƟgungsmaterial im Markt als InnovaƟon einzuführen. Das Projekt 
wurde als geförderte Maßnahme bis zum Technikums Maßstab geführt und erfolgreich abgeschlossen. 
Die Beschichtung erfolgte mit einer im INM vorhandenen Anlage. Da die Absicht des 
Verwertungspartners besteht, dieses innovaƟve BefesƟgungsmaterial auf den Markt zu bringen, kann 
das Projekt im Rahmen der prototypischen Umsetzung vom InnovaƟonszentrum INM aufgegriffen 
werden. Weil der Hersteller die Beschichtungsanlage bereits kennt, kann eine Bedienung durch dessen 
Mitarbeiter leicht erlernt werden. 

Partner C 
Mit Projektpartner C wurde ein 3K Komposit mit variablen EigenschaŌen durch ParƟkel- und 
Füllstoffauswahl entwickelt. Der ForschungsauŌrag des INM bestand in der ModifikaƟon verschiedener 
ParƟkel zur Einstellung der PolymereigenschaŌen. Der industrielle Projektpartner kennt die Prozesse 
durch die Projektergebnisse, hat aber keine Kenntnisse zum Betrieb der Geräte am INM. Er ist sich 
darüber im Klaren, dass die Geräte zum Auĩau einer ProdukƟon im Betrieb implemenƟert werden 
müssen. In der Folge besteht die Notwendigkeit seine Mitarbeiter an den Geräten des INM zu schulen 
und so in die Lage zu versetzen, selbständig Proben herzustellen. 

Zusammengefasst ergab sich zur Realisierung einer Pilotprobenherstellung und der Verbringung der 
Proben in den Verkehr zu Testzwecken ein neuer, allgemeiner Verwertungsweg. Hierdurch ist es 
erstmalig möglich über die Nullserie, bei der lediglich die ReprodukƟon getestet werden kann, 
hinauszugehen und Proben unter realen Marktbedingungen zu testen, bevor eine eigene 
ProdukƟonslinie beim Verwertungspartner installiert wird. Dieser neue Weg zur Begleitung von 
InnovaƟonen in den Markt ist in Abbildung 3 dargestellt: Demnach führt die Problemstellung zu einer 
Forschungsphase am InsƟtut. Nach dem Up-Scaling schließt sich eine NullserienprodukƟon an. 
Hiersurch soll sichergestellt werden, daß die InnovaƟon reproduzierbar hergestellt werden kann. 
OpƟmalerweise werden zu diesem Zeitpunkt Mitarbeiter des Verwertungspartners angelernt, damit 
diese die Bedienung der für eine PilotprodukƟon relevanten Maschine erlernen. Auf diese Weise ist 
gesichert, dass die Herstellung mit Parametern erfolgt, die zu einem reproduzierbaren Ergebnis geführt 
haben.  

Ziel ist es daher, die PilotprodukƟon an den Anlagen des INM zu ferƟgen, da hier sowohl die 
GerätschaŌen als auch das Knowhow durch den Entwicklungsprozess bereits vorhanden sind. Durch 



Förderkennzeichen: 01IO21006B 

13 
 

den rechtlichen Status des INM als Non-Profit Unternehmen, wird gerade die ProdukƟon und das 
Inverkehrbringen einer Pilotserie zum Test beim Kunden nicht unproblemaƟsch. Im Falle eines 
fehlerhaŌen Produktes, welches in Verkehr gebracht wird und zum Endkunden gelangt, ist das INM der 
Hersteller und die gesetzliche ProdukthaŌung greiŌ. Als Hersteller gilt das INM aber nur, wie bereits 
festgestellt, wenn eine unmiƩelbare Beteiligung von Mitarbeitern des InsƟtuts am Herstellungsprozess 
gegeben ist. 

 

Abbildung 3: Neuer Verwertungsweg, bei dem den Mitarbeitern des Verwertungs- und Forschungspartners zu einem 
recht frühen Zeitpunkt die Möglichkeit eingeräumt wird, die Herstellung der Innovation auf den 
notwendigen Institutsgerätschaften zu erlernen. Optimalerweise sollte dies im Rahmen der 
Nullserienproduktion erfolgen, weil hierbei die Parameter für eine Reproduktion festgestellt werden, und 
auf den Anlagen gearbeitet wird, die später für eine Pilotproduktion erforderlich sind. 

Für die Anwendung des ProdukthaŌungsgesetztes im Fall von Personenschäden ist es laut dem 
Rechtsbeistand des INM (SBBJ, Saarlouis) nicht entscheidend, ob der Geschädigte ein privater oder 
gewerblicher Anwender ist. Personenschäden sind von den folgenden Überlegungen daher wieder 
ausgenommen. 

Eine HaŌung des INM aufgrund des ProdukthaŌungsgesetzes lässt sich als Hersteller auch eines 
ProdukƩeiles des Endproduktes nicht gänzlich ausschließen, wenn das INM an der Herstellung dieses 
ProdukƩeils durch Einsatz seiner Mitarbeiter bei der ProdukƟon beteiligt war. Das INM als 
ForschungsinsƟtut und non Profit OrganisaƟon ist nicht berechƟgt, eine HaŌpflichtversicherung für 
Produktschäden abzuschließen. StaƩdessen könnten an den Industriepartner Maschinen des INM 
vermietet werden, so dass dieser mit eingewiesenen eigenen Mitarbeitern das Produkt auf den INM-
Geräten herstellen kann. Dadurch würde das INM nicht als Hersteller gelten, da kein INM-Mitarbeiter 
an der Herstellung des Produktes beteiligt ist. Da der ProdukƟonsprozess durch INM fremde 
Mitarbeiter bewerkstelligt wird, ist das InsƟtut vollständig aus dem HaŌungsanspruch resulƟerend aus 
der ProdukthaŌung ausgenommen. Jedoch bestehen durch die Benutzung der INM-eigenen 
Maschinen durch die herstellende Firma HaŌungsansprüche aus Regressansprüchen. 
Regressansprüche beziehen sich nur auf die FunkƟonsweise der Maschine, nicht aber auf die Qualität 
und Verwendbarkeit der hergestellten Produkte.  
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Änderung des GesellschaŌervertrages des INM 
Nach der Prüfung der Rechtslage war die Satzung des INM die Hauptschwierigkeit auf dem Wege zur 
Herstellung einer begrenzten Anzahl von Proben zur MarkƩestung. Im vom Rechtsbeistand des INM 
erstellten Gutachten wurde die Gemeinnützigkeit des InsƟtutes im Ganzen durch AuŌragsforschung 
nicht infrage gestellt. 

Grundsätzlich besteht nach dem Unionsrahmen für staatliche Beihilfen zur Förderung von Forschung, 
Entwicklung und InnovaƟon für ForschungsinsƟtute auch die Möglichkeit, als Teil der AuŌragsforschung 
bei der experimentellen Entwicklung neuer oder verbesserter Produkte, Verfahren oder 
Dienstleistungen mitzuwirken, ohne dass dies zu einer WeƩbewerbsverzerrung führen würde. 

Die Satzung des INM ist demgegenüber wesentlich enger gefasst. Das INM ist ein außeruniversitäres 
ForschungsinsƟtut in der Rechtsform einer gemeinnützigen GmbH. Gemäß GesellschaŌervertrag in der 
Fassung vom 12. Februar 2008 ist der Zweck der GesellschaŌ die Durchführung von Arbeiten auf dem 
Gebiet der grundlagen- und anwendungsorienƟerten Materialforschung. Die GesellschaŌ soll dabei 
gemäß §2 Abs. 2 des GesellschaŌervertrages mulƟdisziplinäre Spitzenforschung betreiben und mit 
naƟonalen und internaƟonalen Forschungseinrichtungen, Universitäten sowie mit Unternehmen. Eine 
experimentelle Entwicklung neuer oder verbesserter Produkte ist vom Zweck der GesellschaŌ nicht 
vorgesehen. Damit ist es für das INM schwierig, einem Industriepartner die Herstellung von 
Testprodukten und deren Erprobung anbieten zu können, ohne den Status der Gemeinnützigkeit in 
Frage zu stellen. Um diese Möglichkeit der Herstellung von Testprodukten den WirtschaŌspartnern 
anzubieten, wäre es notwendig, die Satzung in diesem Punkte abzuändern. Daher muss die 
experimentelle Entwicklung neuer oder verbesserter Produkte, Verfahren oder Dienstleistungen in den 
GesellschaŌervertrag mit aufgenommen werden. Der Rechtsbeistand des INM in diesem Projekt 
empfahl, um Rechtsunsicherheit zu vermeiden, einen Textauszug aus der BegriffsbesƟmmung in 
Ziffer1.,1.3 lit k des Unionsrahmens eins zu eins zu übernehmen und somit die Satzung des INM mit 
folgendem Zusatz zu ergänzen: 

„auch die Erprobung und Validierung neuer oder verbesserter Produkte in einem für die realen 
Einsatzbedingungen repräsentaƟven Umfeld vom Satzungszweck umfasst wird, wenn das Hauptziel 
dieser Maßnahmen darin besteht, im Wesentlichen noch nicht feststehende Produkte, Verfahren 
oder Dienstleistungen weiter zu verbessern. Dies schließt auch die experimentelle Entwicklung von 
kommerziell nutzbaren Prototypen und Pilotprojekten ein, wenn es sich dabei zwangsläufig um das 
kommerzielle Endprodukt handelt und dessen Herstellung allein für DemonstraƟons- und 
Validierungszwecke zu teuer wäre.“ 

Bis zur Änderung der Satzung kann eine Begleitung von Unternehmen beim Wissenstransfer durch 
Herstellung von Prototypen und Testprodukten durch das INM selbst nur im Rahmen von konkreten 
Sonderfällen angeboten werden. 

 

Lösungswege zur Herstellung von Produktmustern ohne direkte 
Beteiligung des INM 

InsƟtuts-GmbH 
Eine Lösung, welche an anderen Forschungseinrichtungen schon verwirklicht wurde, um eine vom 
ForschungsinsƟtut unabhängige ProdukƟon zu ermöglichen, ist die Gründung einer InsƟtuts-GmbH. 
Die InsƟtuts GmbH ist ein eigenständiges Unternehmen, welches eigens zum Zweck der ProdukƟon 
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gegründet wird. Damit wäre die ProdukƟon zur Gewinnerzielung für die GmbH erlaubt und auch eine 
Absicherung durch VersicherungsgesellschaŌen zur ProdukthaŌung des InsƟtutes möglich. Die 
InsƟtuts-GmbH würde aber höchstwahrscheinlich für das INM als gemeinnützige GmbH als MiƩel zur 
RestrikƟonsvermeidung wahrgenommen, und häƩe folglich potenziell den Verlust der 
Gemeinnützigkeit des INMs zur Folge. Dieser Weg verbietet sich daher. 

Steinbeis-Zentrum 
Ein weiterer Transferweg, um die ProdukthaŌung für das INM auszuschließen, wäre die Möglichkeit ein 
Steinbeis-Unternehmen zwischenzuschalten.  

Steinbeis ist ein etablierter Partner für Unternehmensgründer zum Transfer von geschaffenem Wissen 
in die wirtschaŌliche Anwendung durch unternehmerischen Wissens- und Technologietransfer. 
Steinbeis-Unternehmer arbeiten u.a. in NebentäƟgkeit zumeist rechtlich unselbständig innerhalb einer 
eigenen GmbH. Dabei bestehen die Steinbeis Dienstleistungen in der beratenden Unterstützung des 
Unternehmers z.B. bei Finanz-, Rechts- und Steuerfragen, Personalwesen, Öffentlichkeitsarbeit und 
Unternehmensentwicklung. Ein Steinbeis-Unternehmen ist meist so organisiert, dass in der Regel ein 
Professor im Hauptamt einen KooperaƟonsvertrag mit Steinbeis zu einem Steinbeis-Unternehmen 
eingeht. In diesem Steinbeis-Unternehmen kann er dann in NebentäƟgkeit entsprechend dem 
KooperaƟonsvertrag als Unternehmer mit Kunden in Kontakt treten und seine Technologien 
vermarkten. Dies ist dem entsprechend an außeruniversitären Forschungseinrichtungen möglich und 
wird auch prakƟziert. 

Grundsätzlich könnte sich durch die Gründung eines Steinbeis-Unternehmens ein mögliches Konstrukt 
anbieten (Abbildung 4). Eine Person des InsƟtutes würde das Steinbeis-Unternehmen in NebentäƟgkeit 
führen und über dieses Unternehmen Muster zum Testen herstellen und an den INM-Kunden bringen. 
Das Steinbeis-Unternehmen gilt als eigenständiges Unternehmen, welches die Infrastruktur des INM 
anmietet und diese als externer Unternehmer nutzt. Durch die Auslagerung des Unternehmens aus 
dem INM kann sich das Steinbeis-Unternehmen gegen Produktschäden versichern und müsste die 
ProdukthaŌung nicht selbst tragen. Um dies zu leisten, müssten natürlich weitere Personen des INM in 
dieses Unternehmen als Mitarbeiter integriert werden. Bei diesem Konstrukt wird darauf abgezielt, 
dieses INM-Steinbeis-Unternehmen auch für Pilotserien beliebiger Partner herzustellen zu verwenden, 
und Pilotprodukte in Verkehr zu bringen.  Das Steinbeis-Modell ist recht flexibel und eignet sich sowohl 
für universitäre als auch außer-universitäre Forschungseinrichtung, welche mit WirtschaŌspartnern 
aus der Industrie transferorienƟert zusammenarbeiten. 

Als Steinbeis-Unternehmer übernimmt die Steinbeis-GesellschaŌ die Klärung der HaŌungsfragen durch 
Einschaltung einer externen VersicherungsgesellschaŌ. Diese deckt auŌretende Schäden direkt ab und 
kann das ProdukthaŌungsrisiko übernehmen. 
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Abbildung 4: mögliche Steinbeis-KonstellaƟon 

 

Nach rechtlicher Prüfung wäre es möglich, diesen Weg im INM zu gehen. Die Projekte müssten nur 
vollständig vom INM getrennt sein, d.h. der entsprechende Mitarbeiter muss für die TäƟgkeit als 
Steinbeis-Unternehmer eine eigene Infrastruktur im INM zur Verfügung haben um diese TäƟgkeit vom 
Angestelltenverhältnis INM vollständig getrennt ausüben zu können. 

INM-Mitarbeiter als Angestellter des Projektpartners 
Die zuvor erwähnt Möglichkeit, dass der industrielle Projektpartner an Maschinen des INM 
eigenständig produziert, kann vereinfacht werden und durch einen alternaƟven Personaleinsatz 
erfolgen. Anstelle des Anlernens eines externen Mitarbeiters des Projektpartners (Abbildung 5) ist es 
möglich, einen bereits mit der Anlage vertrauten Mitarbeiter des INM durch Änderungen des 
BeschäŌigungskonstellaƟon einzusetzen. Der INM-Mitarbeiter wird vom Industriepartner eingestellt. 
Dies kann auch in NebentäƟgkeit oder zeitlich begrenzt als VollzeitkraŌ erfolgen. Der Mitarbeiter bringt 
einerseits seine Erfahrung und Fachwissen in die Firma des Projektpartners ein, andererseits ist er mit 
der ProdukƟon, der Maschinerie und der Arbeitsumgebung vertraut und erfahren. Dieser INM-
Mitarbeiter kann nun an der Maschine als extern angestellter Mitarbeiter die ProdukƟon überwachen 
und ausüben. Somit wäre es möglich, dass etwa ein unmiƩelbar an der Entwicklung der InnovaƟon 
beteiligter Angestellter des INM in den ProdukƟonsprozess integriert, ist ohne eine direkte Beteiligung 
des INM. 
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Abbildung 5: direkte Anstellung von INM-Angestelltem in Nebentätigkeit durch Firma 

 

Es ist hier, wie auch bei der Steinbeis-Lösung, streng darauf zu achten, dass dieser Mitarbeiter in seiner 
TäƟgkeit für den Industriepartner außer der ProdukƟonseinrichtung keine weitere Infrastruktur des 
INM nutzt. Sowohl Büroarbeitsplatz als auch E-Mail und auch Telefon müssen unabhängig zu seiner 
TäƟgkeit im INM sein. Auch in diesem Fall wäre das INM kein Produzent, da der Industriepartner mit 
dem angestellten INM-Mitarbeiter als ausführender Produzent gilt. Somit ist das INM auch in dieser 
KonstellaƟon auch nicht in der ProdukthaŌung, sondern nur für die RegresshaŌung durch die Nutzung 
der insƟtutseigenen Infrastruktur verantwortlich. 

Nutzung von INM-Anlagen durch externe Partner 

Der Verwertungsweg, dass die Herstellung der Pilotserie auf insƟtutseigenen Anlagen durch den 
Verwertungspartner erfolgen kann, wurde oben schon an Beispielen beschrieben. Wie erwähnt, sind 
Kenntnisse der Firmen über die Anlagen des INMs von entscheidender Bedeutung. Diese sind entweder 
vorhanden oder müssen vor der Nutzung vermiƩelt werden, dass eigenständige Bedienung erfolgen 
kann. 

Probleme bei der Verwendung von Instrumenten und Ausrüstung bei 
staatlich geförderten Vorhaben von Forschungsinstituten 
Gemäß ihrer Satzung finanzieren sich das INM und das IOM aus Zuschüssen und Spenden. Bei beiden 
InsƟtuten sind das größtenteils Zuwendungen des Bundes und der Länder, welche unter anderem auch 
zur Modernisierung und Erweiterung der InsƟtut-Infrastruktur laut Zuwendungsbescheid vorgesehen 
werden. Für das INM ist dies speziell auf das InnovaƟonszentrum INM (IZI) zutreffend. Diese 
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Zuwendungen decken größtenteils auch den Erwerb bzw. die Herstellung von Gegenständen ab, die zur 
Erfüllung des Zuwendungszweckes beschaŏ werden.  

Somit stellt sich für beide InsƟtute die Frage, wie mit diesen Gegenständen bzw. der Infrastruktur 
verfahren werden darf, sofern sie während der Laufzeit des geförderten Vorhabens oder nach 
Abschluss des Vorhabens für andere Zwecke eingesetzt werden sollen. Da diese Gegenstände 
projektbezogen angeschaŏ wurden, sind diese oŌ wegen der spezifischen Nutzbarkeit nach der 
Projektlaufzeit nicht mehr zur Verwendung für andere Anwendungen freigegeben, da die Verwendung 
an den entsprechenden Förderbescheid gebunden ist. Auch kann es sein, dass ein Projektpartner die 
Nutzung oder den Erwerb des angeschaŏen Equipments nach dem Ende des geförderten 
gemeinsamen Projektes anstrebt. In diesen Fällen ist eine genauere Betrachtung der Rechtslage 
erforderlich, um herauszufinden, wie die angeschaŏen Gegenstände aufgrund der Obliegenheiten des 
Förderbescheides weiter oder etwa anders genutzt werden können. 

BeispielhaŌ für beide InsƟtute wurden einige Förderszenarien des IOM im Nachhinein anhand der 
Zuwendungsbescheide vom Rechtsbeistand des INM analysiert und eingeordnet. Dabei wurde 
festgestellt, dass grundsätzlich zwei auŌretende Szenarien unterscheidbar sind. 

Im ersten Fall ist im Zuwendungsbescheid die Verwendung im Rahmen des Projektes klar geregelt. 
Ebenso wird die Veräußerung und mögliche Vermietung im Rahmen der Vereinbarung erwähnt und 
durch BesƟmmungen klar definiert. Etwa eine verpflichtende Anzeige bei der Bewilligungsbehörde, 
wenn die Gegenstände nicht mehr benöƟgt werden oder eine Veräußerung geplant ist. Die 
Bewilligungsbehörde behält sich dann vor, im Einzelfall über die weitere Verwendung zu entscheiden. 

Ist dies im Bewilligungsbescheid nicht eindeuƟg geregelt, etwa wenn der Bewilligungsbescheid keine 
zeitliche Bindung für die angeschaŏen Gegenstände enthält, kann über das Equipment und dessen 
Veräußerung nicht einfach besƟmmt werden. In diesem Falle wird das InsƟtut als Beihilfeempfänger im 
Sinne des Art 107 AEUV angesehen. 

Jedoch nach der AGVO (allgemeine Gruppen Freistellungsverordnung) sind Beihilfen für Forschung, 
Entwicklung und InnovaƟon grundsätzlich vom Verbot staatlicher Beihilfen nach Art 107 AEUV 
freigestellt. Die geförderten Anlagen und Gebäude können als Forschungsinfrastruktur angesehen 
werden. Um eine Forschungsinfrastruktur handelt es sich um Einrichtungen, Ressourcen und damit 
verbundene Dienstleistungen, die von WissenschaŌlern für die Forschung auf ihrem jeweiligen Gebiet 
genutzt werden. Von einer Erprobungs- oder Versuchsinfrastruktur kann gesprochen werden, wenn die 
Kapazitäten von Unternehmen (KMU) genutzt werden, welche FortschriƩe durch industrielle 
Forschung und experimentelle Entwicklung anstreben und bei der Erprobung und Versuchen 
Unterstützung suchen, um neue Technologien zu entwickeln und ein Upscaling anzustreben. Die kann 
auch als Technologieinfrastruktur zur Abgrenzung der Forschungsinfrastruktur angesehen werden. Die 
Freistellung der Forschungsinfrastruktur und auch der Technologieinfrastruktur ist in Art. 26 bzw. Art. 
26a der AGVO geregelt. Maßgeblich für die Freistellung ist, dass der für den Betrieb und die Nutzung 
der Infrastruktur berechnete Preis dem Marktpreis entspricht, die Nutzung mehreren Nutzern 
offensteht und der Zugang zu transparenten und diskriminierungsfreien Bedingungen gewährt wird. 
Die Einnahmen müssen buchhalterisch getrennt von den Einnahmen aus nicht wirtschaŌlicher TäƟgkeit 
getrennt werden. Aus dem EU-Beihilferecht ergeben sich somit keine Hinweise für eine grundsätzliche 
Unzulässigkeit der Vermietung. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass eine Vermietung von geförderten Räumlichkeiten und 
Equipment im Zusammenhang mit ForschungsauŌrägen stehen muss. Die Vermietung der Anlage muss 
einem Forschungszweck dienen und diesen vorantreiben. Die Nutzung erfolgt im Einklang mit der 
Satzung des InsƟtutes und die Mieteinnahmen müssen im ortsüblichen Rahmen sein. 
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Eine Veräußerung der subvenƟonierten Anlage ist nach der KalkulaƟon des Zeitwertes möglich, wenn 
diese kompleƩ abgeschrieben ist. Ist die Anlage noch im Bewilligungszeitraum und soll veräußert 
werden, kann nach ErmiƩlung des Restwertes die Rückzahlung dieses Betrages an die FörderinsƟtuƟon 
erfolgen. Voraussetzung ist, dass der Geldgeber vorab über den geplanten Verkauf informiert wird und 
damit einverstanden ist. 

 

Arbeitspaket 4: Verbreitung und Diskussion der erzielten 
Handlungsoptionen für den Technologietransfer 

 
Abbildung 6: mögliche Szenarien einer Pilotproduktion 

Abbildung 6 zeigt die erarbeiteten möglichen Szenarien, welche zu einer PilotprodukƟon führen 
können. Die Zuordnung erfolgt nach Relevanz für die teilnehmenden InsƟtute. 

Die eleganteste Lösung für das INM ist eine Änderung der Satzung, um die PilotprodukƟon in den Zweck 
des InsƟtutes mit einzubinden. Die GeschäŌsführung des INM wurde über die erforderliche Änderung 
des GesellschaŌervertrages ausführlich informiert und hat dementsprechend eine 
Ergänzungsformulierung vorbereitet. Den Stakeholdern wurde darin empfohlen, die vom 
Rechtsbeistand vorgeschlagene Ergänzung zum Zweck des InsƟtutes, wie zuvor schon beschrieben, in 
die Satzung aufzunehmen.  

Hierzu soll §2, Absatz1 von Gegenstand der GesellschaŌ sind Arbeiten auf dem Gebiet der 
grundlagen- und anwendungsorienƟerten Materialforschung, hauptsächlich die Erforschung und 
Entwicklung von neuen Materialien ergänzt werden zu Gegenstand der GesellschaŌ sind Arbeiten auf 
dem Gebiet der grundlagen- und anwendungsorienƟerten Materialforschung, hauptsächlich die 
Erforschung und Entwicklung von neuen Materialien, sowie der Transfer der Forschungsergebnisse 
in die GesellschaŌ und die Unternehmen der WirtschaŌ.  
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Dies soll eine unmiƩelbarere Zusammenarbeit mit Industriepartnern zur Herstellung von Pilotproben 
gewährleisten, um MarkƩestungen zu erleichtern. Die dementsprechenden Vorschläge werden den 
GesellschaŌern zur Diskussion in den nächsten Sitzungen vorgelegt.  Eine posiƟve Entscheidung zur 
Annahme der Empfehlung wird in einer der kommenden Sitzungen des Kuratoriums erwartet 

Als Ausweichmöglichkeit käme, wie auch schon an anderer Stelle formuliert, die Anstellung eines 
InsƟtutsmitarbeiters in NebentäƟgkeit durch den Industriepartner in Frage. Hierbei ist es wichƟg, dass 
dieser Mitarbeiter die TäƟgkeit für den Industriepartner kompleƩ von der TäƟgkeit im InsƟtut trennt. 
Dies wäre wahrscheinlich eine erschwerte SituaƟon für den Mitarbeiter, da dieser durch den Zweitjob 
eine höhere steuerliche Belastung haben würde. 

Für das IOM triŏ die im INM erarbeitete Lösung weniger zu, weil die Zusammenarbeit mit der Industrie 
schon in der Satzung verankert ist. Da das IOM viele geförderte Anlagen projektbezogen angeschaŏ 
hat, ergibt sich eher das vorab erläuterte Problem, inwieweit diese Anlagen von Industriepartnern 
genutzt und an diese weiter veräußert werden können, ohne gegen das Beihilferecht zu verstoßen. 

Der Ansatz über ein Steinbeis-Zentrum wäre eher für das FBH und das IFW geeignet. Im FBH wurden 
z.B. Laserdioden entwickelt und gebaut, welche aufgrund ihrer speziellen Anwendungen und geringer 
Stückzahlen schwer wirtschaŌlich von Industriepartnern produziert werden könnten. Das Steinbeis 
Zentrum könnte hier als eigenständige InsƟtuƟon agieren und sich rechtlich über die Steinbeis 
GesellschaŌ absichern. Auch hier wäre es wahrscheinlich steuerlich unvorteilhaŌ für den Mitarbeiter 
in NebentäƟgkeit, wenn dieser zusätzlich noch im InsƟtut arbeitet. 

Eine Veröffentlichung von in diesem Projekt erarbeiteten Rechtsgrundlagen erfolgt durch das IFW als 
Teilergebnis. Die Art der Verbreitung wird in dem entsprechenden Teilbericht genauer beschrieben. 

Zahlenmässiger Nachweis der wichtigsten Positionen 
Das Gesamtbudget betrug 522.044,56 €, davon wurden in Summe für Personalkosten ausgegeben: 
Projektleiter und Transfermanager 299.974,04 €, Ingenieurin 106.065,99 € und Hiwi 28.872,62 €. 

Eine detaillierte Aufschlüsselung wurde bereits erstellt und an den ProjekƩräger übermiƩelt. 

Notwendigkeit und Angemessenheit der geleisteten 
Projektarbeiten 
Die Notwendigkeit ist darin zu sehen, dass die für dieses Entwicklungsprojekt notwendigen MiƩel zur 
personellen Bearbeitung und für die angeforderten externen Dienstleistung nicht im Budget des INMs 
umfasst sind. GleichzeiƟg stellt die bearbeitete Fragestellung einen wesentlichen Punkt im Sinne des 
Transfers dar, der rechtliche Sicherheit bei der Bearbeitung von transfernahen Forschungsvorhaben 
betriŏ. Gerade unter den dynamischen rechtlichen Rahmenbedingungen gewinnt dies zusätzlich an 
Bedeutung. Die Notwendigkeit ist exemplarisch daran für das INM zu erkennen, dass eines der 
Ergebnisse die Änderung der INM-Satzung als erforderlich erachtete. Die Universität als auch die 
Vertreter des Saarlandes erkannten ebenfalls die Notwendigkeit einer Anpassung des 
GesellschaŌervertrages. Die Umsetzung wurden noch innerhalb der Projektlaufzeit iniƟiert.  

Im Rahmen des Projektes wurden durch interne Analysen Rahmenbedingungen erarbeitet. Hierzu 
wurden mehrere Jahre der gesamten INM-AkƟvitäten durchleuchtet und mit den Partnern des Innoleit-
Projektes abgeglichen. Rechtliche Beratungen führten zu konkreƟsierten HandlungsopƟonen, welche 
mit den Transferpartnern des INMs bzgl. der Tauglichkeit abgesprochen wurden. Verschiedene Modelle 
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wurden exemplarisch umgesetzt und iteraƟv mit Blick auf das Gesamtkonzept Transfer, insbesondere 
am INM, aber auch allgemein für Forschungseinrichtungen angepasst. In Absprache mit den Partnern 
wurden spezifische Fragestellungen auch für das INM adapƟert. Der jeweilige Rahmen wurde im 
Rahmen von prototypischen Umsetzungen auf bzgl. ihrer Eignung validiert. Die GeschäŌsführer 
wurden informiert und in den Handlungsprozess mit eingebunden. Im Ergebnis ist die geleistete, 
moƟvierte Projektarbeit als angemessenen anzusehen.  

Voraussichtlicher Nutzen und Verwertbarkeit der 
Ergebnisse 
Die Projektergebnisse ermöglichen dem INM einen erweiterten Handlungsspielraum in der 
Projektzusammenarbeit mit potenziellen Industriepartnern. Insbesondere die erarbeiteten 
Möglichkeiten zur Herstellung von Pilotserien erleichtert dem Industriepartner die MarkƩestung durch 
Klärung der Rechtslage und der erweiterten Beteiligung des INM sowie der Nutzung der hausinternen 
Infrastruktur. 

Während der Durchführung des Vorhabens dem 
Zuwendungsempfänger bekannt gewordener Fortschritt 
auf dem Gebiet bei anderen Stellen 
Bei dem Vorhaben handelt es sich um eine Fragestellung mit übergreifender Wirkung für alle 
ForschungsinsƟtute, die transferorienƟerte Forschung betreiben. Bei der detaillierten Projektarbeit 
wurden keinerlei FortschriƩe auf dem bearbeiteten Gebiet bei anderen Stellen festgestellt. 

 

Erfolgte oder geplante VeröƯentlichung des Ergebnisses 
nach Nr. 5 der NABF 
Die Veröffentlichung des Ergebnisses bei der Technischen InformaƟonsbiliothek (TIB) erfolgt nach der 
Freigabe durch den ProjekƩräger. 
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Sachbericht zum Verwendungsnachweis  
01.08.2021 bis 31.12.2024 

 

Förderkennzeichen: 01IO2106B 

Zuwendungsempfänger: Leibniz-Institut für Neue Materialien gemeinnützige GmbH 

Vorhaben: Verbundvorhaben InnoLeit - Innovationen in den Markt begleiten - Teilvorhaben: 

Transferprozess von Materialien und Verfahren in Produktinnovationen 

Teil III Erfolgskontrollbericht 
Wissenschaftlich technisches Ergebnis des Vorhabens, erreichte 
Nebenergebnisse und gesammelte wissenschaftliche Erfahrungen 
Wurde in Tei II ausführlich beschrieben und erläutert 

Fortschreibung des Verwertungsplans. Diese soll, soweit im Einzelfall 
zutreƯend, Angaben zu folgenden Punkten enthalten: 

Erfindungen/Schutzrechtsanmeldungen und erteilte Schutzrechte, die vom 
Zuwendungsempfänger oder von am Vorhaben Beteiligten gemacht oder in 
Anspruch genommen wurden, sowie deren standortbezogene Verwertung 
(Lizenzen u.a.) und erkennbare weitere Verwertungsmöglichkeiten 
Nicht zutreffend 

WirtschaŌliche Erfolgsaussichten nach Projektende (mit Zeithorizont) – z.B. 
auch funkƟonale/wirtschaŌliche Vorteile gegenüber Konkurrenzlösungen, 
Nutzen für verschiedene Anwendergruppen/-industrien am Standort 
Deutschland, Umsetzungs- und Transferstrategien 
Die Forschungsergebnisse der beteiligten ForschungsinsƟtute bieten ein sehr hohes TransferpotenƟal 
mit großen wirtschaŌlichen Möglichkeiten zur Verwertung. Durch einen effizienten und zielgerichteten 
Transfer ausgesuchter Forschungsergebnisse lässt sich dieses VerwertungspotenƟal außerordentlich 
erhöhen. 

Mit den in der Entwicklung befindlichen Methoden kann die KooperaƟon mit WirtschaŌspartnern 
ausgebaut, und der Transfer von Forschungsergebnissen bis zur Marktreife und dem wirtschaŌlichen 
Erfolg vorangetrieben werden. Durch die Überführung der marktreifen Technologien in KooperaƟon 
mit Unternehmen kann ca. 3 Jahre nach Ende des Projektes mit einer Erhöhung der 
Verwertungserfolges sowie der Verwertungserlöse gerechnet werden. 

Durch die Klärung der rechtlichen Rahmenbedingungen eröffnet sich die Möglichkeit, dass die InsƟtute 
in limiƟertem Umfang Proben/Forschungsmuster für Kunden der Verwertungspartner bereitstellen 
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könnten. Durch die Erschließung und Entwicklung eines Marktes für InnovaƟonsprodukte kann auf 
diese Weise die Anzahl der InnovaƟonen und damit auch resulƟerende Lizenzeinnahmen deutlich 
gesteigert werden. Die Anbahnung und Umsetzung eines Transferprojektes mit diesen Methoden sind 
nach 3 Jahren zu erwarten. Daran schließt sich das Markƞeedback und erneute InnovaƟonsentwicklung 
von 3-5 Jahren an. Auf diesem Wege erhöhte Lizenzeinnahmen sind bei den beteiligten 
ForschungsinsƟtuten daher 8 Jahre nach Projektende realisƟsch erwartbar. 

WissenschaŌliche und/oder technische Erfolgsaussichten nach Projektende 
(mit Zeithorizont) – u.a. wie die geplanten Ergebnisse in anderer Weise (z.B. für 
öffentliche Angaben, Datenbanken, Netzwerke, Transferstellen etc.) genutzt 
werden können. Dabei ist auch eine etwaige Zusammenarbeit mit anderen 
Einrichtungen, Firmen, Netzwerken, Forschungsstellen u.a. einzubeziehen 

 

Da die beteiligten InsƟtute schon über fundierte Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit 
Industriepartnern verfügen sind die wissenschaŌlichen und technischen Erfolgsaussichten des 
Projektes grundsätzlich sehr vielversprechend. 

KurzfrisƟg werden die Projektergebnisse und das entwickelte Handlungskonzept sowohl den 
Verbundpartnern als auch externen Interessenten zur Verfügung gestellt. Damit ist eine unmiƩelbare 
Verwertung der Projekterfahrungen und -ergebnisse bzgl. des Transferprozesses gegeben. 

MiƩelfrisƟg wird die Überprüfung der gegenwärƟgen rechtlichen Rahmenbedingungen sowie deren 
mögliche Anpassung an die Anforderungen erweiterter Transferprozesse einen Mehrwert für die 
beteiligten ForschungsinsƟtute bewirken. Die InsƟtute können so Handlungs- und 
Entscheidungshemmnisse im gegenwärƟgen Wissens- und Technologietransfer überwinden und freier 
handhaben bzw. über neue Wege ProdukƟnnovaƟonen in den Markt bringen.  

Grundlegende Änderungen von Hemmnissen können aufgrund des komplizierten Sachverhaltes nur 
langfrisƟg verändert werden. Die Ergebnisse des vorliegenden Projektes ermöglichen erst die rechtlich 
fundierte und transparente Darstellung der Gründe für Transferhemmnisse gegenüber den 
Stakeholdern oder Fachgremien. Die auf dieser Grundlage angeregten Prozesse dienen der BeseiƟgung 
der erkannten Transferhemmnisse auf der Ebene der verantwortlichen Entscheider. 

Um die Ergebnisse breiter zu streuen, bietet sich insbesondere die TransferwerkstaƩ oder die 
Arbeitskreise der Leibniz GemeinschaŌ Recht sowie Wissenstransfer an. Durch das gebündelte 
Handlungswissen und den Austausch über partnerspezifische Stärken und Kompetenzen werden 
Netzwerk- und Synergieeffekte geschaffen. 

 

WissenschaŌliche und wirtschaŌliche Anschlussfähigkeit für eine mögliche 
notwendige nächste Phase bzw. die nächsten innovatorischen SchriƩe zur 
erfolgreichen Umsetzung der Ergebnisse. 
Das Projekt liefert wesentliche Erkenntnisse zur rechtlich abgesicherten Gestaltung und Realisierung 
von marktbezogenen Transferprojekten mit Unternehmen. Ziel ist das Schließen der Lücke zwischen 
abgeschlossener Forschung und Marktreife. 
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Unabhängig davon werden die Ergebnisse des Projektes nach der Projektphase nachnutzbar, da diese 
in digitalen Weiterbildungsangeboten auĩereitet werden und somit von den beteiligten anderen 
ForschungsinsƟtuten zusätzlich genutzt werden können.  

Die Ergebnisse des Projekts werden der Leibniz-Transferstelle vorgestellt, um anderen InsƟtuten zur 
Verfügung zu stehen. Insbesondere kann dies bedeuten, dass sich daraus ein Konzept bzw. ein Leiƞaden 
für den Wissens- und Technologietransfer für die Leibniz-GemeinschaŌ entwickeln lässt. 

Angabe zu Arbeiten, die zu keiner Lösung geführt haben 
Versuch des Anlernens von früherem Projektpartner auf der Kleinteilebeschichtungsanlage. Nach 
anfänglich aussichtreichen Gesprächen und ersten Beschichtungsversuchen hat der Industriepartner 
das Interesse verloren, da die InnovaƟon noch zu weit von der Marktreife enƞernt war. 

Angaben über die Einhaltung der Ausgaben- und der Zeitplanung 
Durch die begründete Projektverlängerung wurden die Meilensteine mit Verzögerung erreicht. Zur 
Einhaltung der Ausgabenplanung wurde diese dementsprechend angepasst.  


	

